
Kommission „Steuergesetzbuch“:

Neuordnung der Unternehmensteuer

Für den neu gewählten deutschen
Bundestag und die neue Bundes-
regierung steht neben vielen ande-
ren Reformnotwendigkeiten eine
umfassende Steuerreform auf der
politischen Agenda. Deutschland
braucht ein einfacheres und gerech-
tes Steuersystem. Es muss für Bür-
ger wie für Unternehmen Rechtssi-
cherheit herstellen, Vertrauen schaf-
fen und den Standort Deutschland
im härter werdenden internationalen
Wettbewerb stärken. 

Großer Änderungsbedarf

Um endlich mehr Wachstum zu er-
reichen und mehr Arbeitsplätze zu
schaffen, sind gerade bei der Un-
ternehmensbesteuerung deutliche
Veränderungen notwendig. In über
einjähriger Arbeit hat die Kommis-
sion „Steuergesetzbuch“ unter

dem Dach der Stiftung Marktwirt-
schaft dazu das Konzept einer All-
gemeinen Unternehmensteuer ent-
wickelt. Dabei hat die Kommission
von ihrem umfassenden Ansatz
profitiert, vor allem durch Einbe-
ziehung der Unternehmens-, Ver-
waltungs-, Rechtsprechungs- und
Beratungspraxis.

Das Kernstück der Allgemeinen
Unternehmensteuer ist ein Vor-
schlag zur tariflichen Entlastung
der Unternehmen in einem fle-
xiblen System. Dieses erlaubt es,
die Tarifsätze von Unternehmens-
besteuerung und Einkommensbe-
steuerung zu entkoppeln und Per-
sonen- und Kapitalgesellschaften
steuerrechtlich (nicht zivilrechtlich)
gleichzustellen. Ebenso wird die
steuerliche Gewinnermittlung auf
eine zukunftsfähige und internatio-

nal kompatible Basis gestellt. Nicht
zuletzt hat die Kommission auf die
systematisch saubere Einbindung
des Unternehmensbesteuerungs-
konzeptes in eine moderne Kom-
munalfinanzierung geachtet.  

Positive Rückmeldungen

Am 22. September 2005 hat die
Kommission „Steuergesetzbuch“
das Modell der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer in Berlin der Öffent-
lichkeit vorgestellt. Begleitet wurde
die Präsentation von Einschät-
zungen und Analysen aus politi-
scher, richterlicher, unternehmeri-
scher und internationaler Perspek-
tive. Die Rückmeldungen zum
Konzept der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer, auch aus den Rei-
hen der rund 180 Gäste und der
Medien, war durchgehend positiv.  
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Am 18. September hat sich der
Souverän dazu entschieden, nicht zu
entscheiden. Nicht zu entscheiden,
sollte jetzt allerdings nicht als Wäh-
lerauftrag verstanden werden. Der
Reformbedarf in Deutschland ist
kaum zu bestreiten – beim Thema

Steuern stand im Wahlkampf auch
weniger das „ob“ als das „wie“ im
Zentrum von Auseinandersetzungen.

Steuerreform bleibt aktuell

Die große Steuerreform – umfassend
wie mit Augenmaß betrieben – bleibt
auf der Tagesordnung. Und ungeach-
tet des anspruchsvollen Wahlergeb-
nisses ist ein einfacheres, gerechtes,
transparentes und international wett-

bewerbsfähiges Steuersystem mög-
lich – zum 1.1.2007. Wir müssen end-
lich Vertrauen und damit bessere Vor-
aussetzungen für Wachstum und
Arbeit, für Investitionen und Konsum
schaffen. Größere inhaltliche Gegen-
sätze der potenziellen Koalitionäre

liegen eher bei der
Arbeitsmarkt- und Ge-
sundheitspolitik und große
Näherungschancen in der
Steuerpolitik. Da dürfte also
etwas gehen!

Dafür ist die Kommission
„Steuergesetzbuch“ bereit.
Seit Juli 2004 arbeiten die
70 Experten aus Politik,
Wissenschaft, Rechtspre-
chung, Verwaltung, unter-

nehmerischer und Beratungspraxis
in der Kommission „Steuergesetz-
buch“ zusammen. Engagiert, ohne
öffentliches Getöse, ehrenamtlich,
überparteilich und sachorientiert.
Dafür sei ihnen und allen, die ihre
Tätigkeit unterstützt haben, auch an
dieser Stelle herzlich gedankt!

Wenn die neue Bundesregierung bis
zum Winter steht, wird sie auf kon-
krete, durchkalkulierte und in sich

stimmige Gesetzentwürfe oder Vorla-
gen bauen können in den Bereichen

• Einkommensteuer und Abga-
benordnung,

• Unternehmensbesteuerung, ins-
besondere Gewinnermittlung,

• Kommunalfinanzen.

Die Reform der Unternehmensbe-
steuerung ist fast noch dringlicher
als eine Einkommensteuerreform.
Deutschland muss seine Wettbe-
werbsposition verbessern. Deshalb
darf das Steuersystem für die hier tä-
tigen Unternehmen nicht länger ein
Standortnachteil sein im europäi-
schen und weltweiten Wettbewerb.
Helfen Sie mit, unser Steuerrecht von
einer Belastung zu einem Pluspunkt
werden zu lassen. 

Die Kunst des Möglichen

Ich freue mich über das breite In-
teresse für die Arbeit der Kommis-
sion, auf weitere Anregungen und
über die im Regelfall konstruktiv-kri-
tische und grundsätzlich offene Auf-
nahme unserer Vorschläge. Unserem
Land wäre geholfen, wenn weniger
betont würde, was nicht geht, son-
dern möglich gemacht würde, was
geht.

Vorwort
Prof. Dr. Michael Eilfort, 
Vorstand der Stiftung Marktwirtschaft



Begrüßung

Prof. Dr. Joachim Lang, 
Universität zu Köln, Vorsitzender der
Kommission „Steuergesetzbuch“

Als Tagungsleiter begrüßte Profes-
sor Lang Gäste und Referenten. In
seinen einleitenden Worten verwies
er auf die mittlerweile breite gesell-
schaftliche und politische Zustim-
mung für eine große Steuerreform.
Allerdings müsse man auch Rück-
sicht auf die bestehende Steuertra-
dition und die Reformbereitschaft
der Bevölkerung nehmen – weder
eine  Flat Tax noch eine Duale Ein-
kommensteuer seien in Deutsch-
land vermittelbar. Das Konzept der
Allgemeinen Unternehmensteuer
hingegen, das die Kommission
entwickelt habe, lege den her-
kömmlichen synthetischen Ein-
kommensteuerbegriff zugrunde.
Deshalb erhoffe er sich eine hohe
Akzeptanz. Für die heutige Tagung
verspreche er sich konstruktive
Anregungen für die weitere Kom-
missionsarbeit an diesem Modell.

Ziel der Allgemeinen Unternehmen-
steuer sei es, so Professor Herzig,
eine grundsätzlich von der Rechts-
form unabhängige Besteuerung der
Unternehmensträger zu erreichen.
Auf diese Weise könnten Personen-
gesellschaften genauso wie Kapital-

gesellschaften von einer niedri-
gen Besteuerung einbehaltener
Gewinne profitieren. Die Unter-
nehmensteuer führe jedoch
nicht zu einer „Zwangskörper-
schaftsteuer“, da die Körper-
schaftsteuer zu einer Unterneh-
mensteuer fortentwickelt wer-
de. Diese setze sich aus der All-
gemeinen Unternehmensteuer
sowie der Kommunalen Unter-
nehmensteuer zusammen. 

Steuersubjekt der Unterneh-
mensteuer, so Herzig, sei der
Träger des Unternehmens. Als
Vorteile der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer führte er die Ver-
besserung der Steuerstruktur
sowie die Wettbewerbsfähig-
keit der Steuersätze von ab-
schließend 25 bis 30 % an (All-
gemeine einschließlich Kom-

munale Unternehmensteuer). Ge-
winnausschüttungen oder Entnah-
men sollen beim Unternehmer mit
Einkommensteuer nachbelastet
werden. Das Konzept der Allgemei-
nen Unternehmensteuer solle flan-
kiert werden durch eine Kleinunter-
nehmerregelung, die auf den Prinzi-
pien einer transparenten Besteue-
rung basiere. 

Mit der Differenzierung in die Berei-
che Unternehmens- und Unterneh-
merebene werde, so Herzig, eine
doppelte Einheitlichkeit erreicht:
Zum einen könnten alle Unterneh-
men, mit Ausnahme von Kleinunter-
nehmen, unabhängig von ihrer
Rechtsform besteuert werden. Zum
anderen werde die Identität von
Steuersubjekt und Bemessungs-
grundlage für die Allgemeine und
Kommunale Unternehmensteuer er-
reicht. Auf diese Weise werde eine
gravierende Vereinfachung in bei-
den Bereichen erzielt. 

Subjekte der Allgemeinen Unterneh-
mensteuer seien, wie Herzig aus-
führte, neben den bisher Körper-

Das Konzept der Allgemeinen Unternehmensteuer
Prof. Dr. Norbert Herzig, Universität zu Köln,
Lenkungsgruppenmitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Präsentierte die Allgemeine Unternehmen-
steuer: Prof. Dr. Norbert Herzig, Leiter der
Arbeitsgruppe „Unternehmensbesteuerung“.
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den. Damit werde der Vorteil aus der
niedrigeren Unternehmensteuer auf
Unternehmerebene kompensiert
und so das Halbeinkünfteverfahren
fortentwickelt. Die Zuflüsse würden
differenziert, indem Ausschüttungen
von Kapitalgesellschaften zu Ein-
künften aus Finanzkapital führten,
während entnommene Gewinne aus
Personengesellschaften unterneh-
merische Einkünfte begründeten. 

Zum Problemfeld eines Unterneh-
mers mit Einkünften im Progressi-
onsbereich der Einkommensteuer
sagte Herzig, dass hier eine Entlas-
tung von der Unternehmensteuer er-

zielt werden müsse. Nur so könne ei-
ne Besteuerung nach der wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit der natürli-
chen Person gewährleistet werden.
Gewinnausschüttungen bzw. Ent-

nahmen sollen daher auf der Unter-
nehmensebene abzugsfähig sein,
soweit kein Verlust entstehe und der
Betrag die Grenze von 120.000 Euro
pro Jahr nicht übersteige. Jeder Un-
ternehmer soll diese Regelung indes
nur einmal nutzen können. Für die
AG und GmbH gelte die Abzugs-
fähigkeit nur, wenn der Gesell-
schafter zu mindestens 10 % be-
teiligt sei.

Ein weiteres Problem, so Herzig, sei
die Einschließung von Verlusten auf
Unternehmensebene. Dem werde
durch eine umfassende Verlustver-
rechnung auf Unternehmensebene
entgegengewirkt: mit einer moder-
nen Gruppenbesteuerung und einer
Regelung entsprechend der Mehr-
mütterorganschaft. Außerdem kön-
ne der Verlust auf die Unternehmer-
ebene transportiert werden, insbe-
sondere, wenn der Unternehmer
den Verlust wirtschaftlich trage. 

Starting Point IFRS

Als eine zentrale Fragestellung im
Konzept der Allgemeinen Unterneh-
mensteuer nannte Professor Herzig
die steuerliche Gewinnermittlung.
Unter Aufgabe des Maßgeblich-
keitsgrundsatzes der Handelsbilanz
sei hier ein eigenständiges steuerli-
ches Gewinnermittlungsgesetz für
Bestandsvergleich und Überschuss-
rechnung zu installieren.

Für den Bestandsvergleich sollten
die IFRS (International Financial Re-
porting Standards) als „Starting
Point“ herangezogen werden, so
dass die EU-Kompatibilität gesichert
sei. Gleichzeitig müsse der Anwen-
dungsbereich der Überschussrech-
nung ausgeweitet werden. Für klei-
nere Unternehmen könne man eine
vereinfachte Regelung finden.

Abschließend nannte er einige zen-
trale Vorteile der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer: 

schaftsteuerpflichtigen auch Perso-
nenhandelsgesellschaften. Übrige
Außengesellschaften und ähnliche
Gemeinschaften sowie Einzelunter-
nehmer würden ebenfalls grundsätz-
lich einbezogen, soweit sie unter-
nehmerische Einkünfte erzielten.
Diese seien: Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb, Land- und Forstwirt-
schaft, selbständiger Arbeit sowie
Vermietung und Verpachtung. Gera-
de für den letztgenannten Bereich
werde jedoch häufig die Kleinunter-
nehmerregelung einschlägig sein.

Einheitliche Besteuerung

Die Gewinnermittlung, so
Herzig, erfolge auf der Un-
ternehmensebene entweder
durch Bestandsvergleich
oder durch Überschuss-
rechnung. Gewinnausschüt-
tungen und Entnahmen
stellten keine Minderung
des Unternehmensgewinns
dar, soweit die Entnahmen
nicht bis zur Grenze von
120.000 Euro transparent
besteuert würden. 

Zur Unternehmerebene wechselnd
erläuterte Herzig, der Zufluss von
Gewinnausschüttungen oder Ent-
nahmen solle mit Einkommensteuer
und Bürgersteuer nachbelastet wer-

Diskussion: Professor Norbert Herzig und  Jochen-
Konrad Fromme MdB.

Hohe Teilnehmerzahl: Rund 180 Personen besuchten die Veranstaltung zur Allge-
meinen Unternehmensteuer.



Lobte das Modell der Kommission:
Wolfgang Bosbach MdB.

• Durch einen wettbewerbsfähi-
gen Unternehmensteuersatz
werden die Standortbedingun-
gen für Investitionen verbessert. 

• Die Rechtsformneutralität redu-
ziert Gestaltungsanreize deutlich.

• Durch Abschaffung der Gewer-
besteuer wird eine starke Ver-
einfachung und Strukturverbes-
serung erreicht.

• Der Anreiz für verdeckte Ge-
winnausschüttungen im Inland

wird deutlich reduziert. Verlust-
zuweisungsgesellschaften wer-
den endgültig ausgetrocknet. 

• Die besonderen Gegebenheiten
von kleinen Unternehmen wer-
den durch die Kleinunterneh-
merregelung berücksichtigt.

Insgesamt sei die Allgemeine Un-
ternehmensteuer ein interessantes
Modell, das eine gründliche Dis-
kussion verdiene. Diese solle  mit
dieser Veranstaltung eingeleitet
werden. 

In ihren Beiträgen hoben die Refe-
renten Mittler und Merz das Kon-
zept der Allgemeinen Unterneh-
mensteuer bewusst auf eine über-
geordnete Ebene, um eine ange-
messene politische Einschätzung
des Modells abgeben zu können. 

So betonte Finanzminister Mittler,
dass eine Beruhigung in der Ge-
setzgebung Not tue und von der
Wirtschaft erwartet werde. Er wies
darauf hin, dass der internationale
Steuerwettbewerb zunehme, die
beiden parallelen Regime von Ein-

kommensteuer und Körperschaft-
steuer jedoch eine Vereinfachung
erschweren. Wegen des hohen An-
teils von Personenunternehmen sei
eine Entlastung der deutschen Un-
ternehmen durch geringere Steu-
ern nur schwer möglich. Tatsäch-
lich sei die Belastung mit insge-
samt über 38 % zu hoch. 

Evolution vor Revolution

Den Ansatz einer Allgemeinen Un-
ternehmensteuer nannte Mittler an-
spruchsvoll, jedoch nicht visionär.

Die Allgemeine Unternehmensteu-
er sei zugleich pragmatisch, indem
sie auf Evolution vor Revolution
setze. Gleichwohl müsse darauf
geachtet werden, dass nicht erneu-
te Möglichkeiten für Sparmodelle
entstünden. Abschließend resüm-
mierte Mittler, es seien die wichti-
gen Eckpunkte in richtiger und ziel-
führender Weise erarbeitet worden
– die Richtung stimme. Sicher sei
noch viel zu rechnen, doch die
Stiftung Marktwirtschaft habe eine
wichtige Grundlage zur Weiterent-
wicklung des Steuerrechts gelie-
fert. 

Dank an die Stiftung

Friedrich Merz dankte in seinem
Beitrag zunächst der Stiftung
Marktwirtschaft dafür, dass sie eine
Plattform zur Erarbeitung eines Re-
formentwurfes bereitgestellt habe.
Als Ziel der Bemühungen um ein
neues Unternehmensteuerkonzept
nannte er, dass Deutschland seine
Wettbewerbsfähigkeit im globalen
Standortwettbewerb zurückgewin-
ne. Eine einfache Unternehmens-
besteuerung könne allein deshalb
nicht versprochen werden, weil das
Unternehmensteuerrecht in einer
komplexen Welt immer komplex
bleiben werde.  

Politische Bewertung 
der Allgemeinen Unternehmensteuer

Gernot Mittler MdL, Finanzminister des Landes Rheinland-Pfalz (SPD), 
und Friedrich Merz MdB (CDU), 
beide Mitglieder des politischen Beirats der Kommission „Steuergesetzbuch“
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Rechtliche Aspekte der
Allgemeinen Unternehmensteuer
Prof. Dr. Johanna Hey, Universität Düsseldorf, 
Lenkungsgruppenmitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Frau Professor Hey gliederte ihre
Präsentation zu den rechtlichen
Aspekten der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer in fünf Bereiche:
Nach einer Darstellung der Zielset-
zung und einem Plädoyer für den
Ansatz einer synthetischen Ein-
kommensteuer behandelte sie die
Problemfelder Gewinnentnahmen,
Verlustbehandlung, Kleinunterneh-
merregelung sowie Doppelbesteu-
erungsrecht. 

Internationales Denken

Auch Hey betonte die  Notwendig-
keit der internationalen Wettbe-
werbsfähigkeit. Gleichzeitig sei die
Rechtsformgerechtigkeit für Unter-
nehmen zu gewährleisten. Daher
gehe kein Weg daran vorbei, auch

Zurzeit gebe es, so Merz, zwei un-
terschiedliche Konzepte: Einerseits
das vorgestellte Modell der Allge-
meinen Unternehmensteuer, ande-
rerseits das Konzept des Sachver-
ständigenrates, der eine Duale Ein-
kommensteuer befürworte. Diese
solle jedoch vermieden werden,
weil sie eine künstliche Unterschei-
dung zwischen Kapitaleinkünften
und sonstigen, weitgehend persön-
lichen Einkünften vornehme. Das
sei einerseits nicht durchsetzbar,
zum anderen habe er große verfas-
sungsrechtliche Bedenken. 

Sachgemäße Lösung

Gegenüber allen anderen Modellen
hätten die Vorschläge der Stiftung
Marktwirtschaft große Vorteile. Die
vorgesehene Spreizung der Einkom-
mensteuersätze und der Unterneh-
mensteuersätze müsse jedoch sys-
temtechnisch so begründet werden,
dass ein geschlossenes Unterneh-
mensteuerrecht entstehe. Die Un-
terscheidung zwischen unterneh-
merischen und persönlichen Ein-
künften sei, so Merz, die einzig
sachgemäße Lösung. Ein solches
Konzept sei bündig und wider-
spruchsfrei; es werde den Ansprü-
chen an ein modernes Ertragsteuer-
system weitgehend gerecht. Zudem
gewinne man wieder an Handlungs-
spielraum für die Steuersätze, um
die Unternehmen im Sinne der Wett-
bewerbsfähigkeit zu entlasten.

Im Übrigen sei er davon überzeugt,
dass sich mit niedrigeren Steuer-
sätzen langfristig auch ein höheres
Steueraufkommen realisieren las-
se. Seinen Beitrag schloss Merz
mit dem Hinweis, ein neugewähltes
Parlament habe noch nie auf so
weit ausformulierte Reformvor-
schläge im Einkommen- und Unter-
nehmensteuerrecht zurückgreifen
können: Es gebe deshalb gute
Chancen für eine grundlegende
Verbesserung. 

Personenunternehmen in eine nie-
drige Besteuerung von im Unter-
nehmen verbleibenden Gewinnen
einzubeziehen. Zu den Vorteilen
zähle die rechtsformeinheitliche Er-
mittlung des unternehmerischen
Gewinns. Gleichzeitig könne der in-
dividuellen Leistungsfähigkeit des
Unternehmers durch eine transpa-
rente Besteuerung von Entnahmen
Rechnung getragen werden, um ei-
ne Doppelbelastung mit Unterneh-
men- und Einkommensteuer zu ver-
hindern. Dem selben Ziel diene
auch die Kleinunternehmerrege-
lung. Unternehmer mit geringen Ge-
winnen, deren individuelle einkom-
mensteuerrechtliche Durchschnitts-
belastung häufig noch deutlich un-
terhalb der angestrebten 25%-Un-
ternehmensteuerbelastung liegt,
können demnach in der Einkom-
mensteuer verbleiben.

Dem Themenbereich Entnahmen
stellte Hey voran, die Belastung
entnommener Gewinne müsse
grundsätzlich mit der individuellen
Leistungsfähigkeit des Unterneh-
mers verknüpft werden. Insbeson-
dere die Steuerfreiheit des Exis-
tenzminimums sei hier zu beachten.

Medienpräsenz: Verschiedene Fernseh-
sender waren mit ihren Teams vor Ort.
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Entnahmen, die mit Unternehmen-
steuer vorbelastet seien, würden
daher nur ermäßigt nachbelastet.
Das Halbeinkünfteverfahren solle
für diesen Zweck weiterentwickelt
werden. Entnehmen natürliche Per-
sonen, die dem Unternehmen un-
mittelbar verbunden sind, durch
laufenden Gewinn abgedeckte Mit-
tel aus dem Unternehmen, so wür-
den diese bis zu einer Grenze von
120.000 Euro transparent besteuert
werden. Daneben soll die Ab-
zugsfähigkeit angemessener Leis-
tungsvergütungen gestattet sein. 

Leistungsgerechte Steuern

Ziel dieser Regelungen, so Hey, sei
die leistungsfähigkeitsgerechte Be-
steuerung von Unternehmern in der
Progressionszone. Rechtsfolge sei
die Gewinnminderung auf Unterneh-
mensebene für Zwecke der Allgemei-
nen und Kommunalen Unternehmen-
steuer. Jedoch sei die volle Besteue-
rung mit Einkommensteuer und Bür-
gersteuer auf Unternehmerebene ge-
geben. Erfasst würden die Gewinn-
ausschüttungen bzw. Entnahmen bei
Personenunternehmern als unter-
nehmerische Einkünfte, bei Gesell-
schaftern einer Kapitalgesellschaft
als Einkünfte aus Finanzkapital. 

Insgesamt sei diese Ausgestaltung
eine innovative Lösung zur Vermei-
dung von wirtschaftlicher Doppelbe-
steuerung. Auch könne das Problem
der verdeckten Gewinnausschüt-
tung deutlich reduziert werden, und

im Unterschied zum Halbeinkünfte-
verfahren sei eine exakte Anpas-
sung an die individuelle Einkom-
mensteuerbelastung möglich. Der
Entwurf sei im Vergleich zum frühe-
ren Anrechnungsverfahren zwar grö-
ber, aber auch einfacher: So sei kei-
ne Gliederungsrechnung und keine
Differenzierung zwischen In- und
Auslandsgewinnen mehr notwendig.
Dadurch sowie durch die Gleichbe-
handlung von in- und ausländischen
Gesellschaftern sei die Europa-
rechtskonformität gewährleistet. 

Verluste berücksichtigen

Zur Behandlung von Verlusten
gelte der Grundsatz der Verlustver-
rechnung auf Unternehmensebe-
ne. Dadurch, so Hey, könnten Ver-
lustzuweisungsgesellschaften sys-
temimmanent beseitigt werden.
Die Verrechnung von Verlusten mit
positiven einkommensteuerpflichti-
gen Einkünften komme nur im Aus-
nahmefall in Betracht. Ausnahmen
sind die Bereiche Liquidation, An-
laufverluste in der Grün-
dungsphase, verbleibende
Verluste im Veräußerungsfall
sowie laufende Verluste, die
wirtschaftlich durch den Be-
teiligten getragen werden.
Schließlich biete auch die
Kleinunternehmerregelung
im Rahmen der Einkommen-
steuer die Möglichkeit voller
Verrechnung unternehmeri-
scher Verluste mit anderwei-
tigen positiven Einkünften.

Die Kleinunternehmerregelung sei
zudem dazu gedacht, Unternehmen
mit geringen Gewinnen und gerin-
gem Thesaurierungsbedarf nicht
dem administrativen Mehraufwand
der Zwei-Ebenen-Besteuerung zu
unterwerfen.

Abschließend setzte Frau Professor
Hey die Allgemeine Unternehmen-
steuer in Bezug zum Recht der
Doppelbesteuerungsabkommen.
Prämisse sei hier, dass sich das
Konzept in das  bestehende System
der Doppelbesteuerungsabkom-
men einfüge. Ein Verlust des Steu-
eraufkommens sei nicht zu be-
fürchten, soweit ausländische Un-
ternehmer weiterhin nach Abkom-
mensrecht in Deutschland besteu-
ert würden. Auslandsgewinne von
Personengewinnen seien beim Ge-
sellschafter konsequenterweise
steuerfrei zu stellen. Hey machte
klar, dass ein sog. Treaty Override
nicht erforderlich sei, da sich grund-
sätzlich keine Änderung gegenüber
dem Status quo ergäbe.



Professor Gjems-Onstad betonte
am Anfang seines Vortrages, er wer-
de keine konkrete Empfehlung für
das deutsche Steuerrecht ausspre-
chen. Vielmehr wolle er die Hand-
habung der Dualen Einkommen-
steuer in den skandinavischen Län-
dern, insbesondere in seiner Heimat
Norwegen, darstellen. Schlussfolge-
rungen für Deutschland müsse der
Zuhörer dann selbst ziehen. 

Das nordische System

Die Duale Einkommensteuer, so
Gjems-Onstad, wurde in den Steuer-
reformen von 1991 und 1992 ge-
meinsam von Finnland, Norwegen
und Schweden mit dem „Nordic In-
come Tax System“ eingeführt. Dabei
wurden die Sätze der Unternehmen-
steuer (Corporate Income Tax) und
der Lohnsteuer (Payroll Tax) ge-
trennt. Einkommen aus Kapitalerträ-
gen wurden dem Unternehmen-
steuersatz unterworfen. Das Ergeb-
nis: Aus Gründen des internationalen
Steuerwettbewerbs sank der Unter-
nehmensteuersatz auf 28 %, wäh-
rend die Steuer für Lohneinkommen
zwischen 50 und 60 % liegt. Die Ur-
sache für diese enorme Spreizung
sei, so Gjems-Onstad, der Finanzbe-
darf des Wohlfahrtsstaates. Zwar sei
auch in herkömmlichen Steuersyste-
men eine solche Spreizung möglich,
doch formalisiert werde sie erst
durch die Duale Einkommensteuer. 

Das größte Problem der Dualen Ein-
kommensteuer sei die Steuerpla-
nung durch die Differenzierung zwi-
schen Kapital- und Lohneinkommen.
Steuersatzunterschiede seien, so
Gjems-Onstad, „die Mutter aller
Steuerplanung“. Ungerechtigkeit
entstünde auch, wenn Steuerzahler

ein persönliches Unterneh-
men gründen, um von den
niedrigen Unternehmensteu-
ersätzen zu profitieren. Die
fehlende Gleichstellung der
privaten Steuerzahler sei das
Hauptproblem der Dualen
Einkommensteuer. Zwar wer-
de die gewünschte Umvertei-
lung zwischen Beziehern ho-
her Einkommen und niedriger
Einkommen erreicht. Die
wirklich Reichen aber könn-
ten sich der Belastung weit-
gehend entziehen. Leider
hätten die meisten Bürger
Norwegens diesen Zusam-
menhang noch nicht erkannt.

Dual Income Tax – 
The Norwegian / Scandinavian Experience:
A Model for Germany?
Prof. Dr. Ole Gjems-Onstand, University of Oslo

Inhalt des Redebeitrags von Michael
Wendt war die Skizze eines moder-
nen, EU-kompatiblen Gewinnermitt-
lungsgesetzes. Als Kriterien für die
künftige Gewinnermittlung nannte er
zunächst die veränderten Rahmen-
bedingungen für die kaufmännische
Bilanzierung durch die internationa-
len Rechnungslegungsprinzipien
nach den IFRS (International Finan-

cial Reporting Principles). Neben
dem Zweck der Kapitalerhaltung und
des Gläubigerschutzes rücke nun
auch die Information des Anlegers in
den Vordergrund der kaufmänni-
schen Bilanz. Bei fortgeltender Maß-
geblichkeit habe die obligatorische
Geltung der IFRS für Konzernab-
schlüsse kapitalmarktorientierter Un-
ternehmen, die seit 2005 durch EU-

Recht gelte, sowohl Auswir-
kungen auf den Einzelab-
schluss als auch auf die steu-
erliche Gewinnermittlung. 

Für die steuerliche Gewinn-
ermittlung seien die IFRS
materiell ungeeignet, da hier
Ertragsaussichten und nicht
realisierte Gewinne ausge-
wiesen würden und große
Bewertungsspielräume vor-
handen seien. Die steuerli-

Duale Einkommensteuer ist ungerecht: Prof.
Dr. Ole Gjems-Onstad, University of Oslo.

Konzept eines Gewinnermittlungsgesetzes
Michael Wendt, Richter am Bundesfinanzhof, 
Mitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Aufmerksam: Ilka Wege, Mitarbeiterin von
Christine Scheel MdB (Bündnis 90 / Die Grünen)
hörte beim Vortrag von Gjems-Onstad genau zu.
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che Gewinnermittlung müsse sich
an der tatsächlichen wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit orientie-
ren und daher an objektiven
Kriterien anstelle von Gewinner-
wartungen anknüpfen. Schließlich
unterliege das Steuerrecht als
Eingriffsrecht dem Vorbehalt des
Gesetzes. 

Bitte keine Insellösung!

Die Entwicklung einer eigenständi-
gen steuerlichen Gewinnermittlung,
die sich allerdings an das IFRS-Zah-
lenwerk anlehnen könne, sei daher
sinnvoll. Dabei sei darauf zu achten,

dass keine „Insellösung“ für
Deutschland herauskomme; ziel-
führend sei vielmehr die Abstim-
mung mit der Arbeitsgruppe der EU-
Kommission für eine einheitliche
konsolidierte Körperschaftsteuer-
Bemessungsgrundlage. 

Einfache Gewinnermittlung

In einem Gewinnermittlungsgesetz,
so Wendt, müsse der Dualismus von
Betriebsvermögensvergleich und
Einnahmen-Überschussrechnung
beibehalten werden. Bei dem vorge-
schlagenen erweiterten Geltungsbe-
reich der Unternehmensteuer sei
eine einfache Gewinnermittlung er-
forderlich. Die Zahlungsvorgänge
könnten hier als zuverlässige Größe
zur Messung der Leistungsfähigkeit
herangezogen werden. Die Kodifizie-
rung der Gewinnermittlung sollte in

Informierte sich: Marie-Louise Dött
MdB nahm ebenfalls an der Veranstal-
tung teil.

Form eines Gewinner-
mittlungsgesetzes er-
folgen, das Regelun-
gen zu beiden Gewinn-
ermittlungsarten ent-
halte. Zum Abschluss
seines Vortrages zählte
Wendt die grundlegen-
den Prinzipien der
Steuerbilanz auf: Maß-
geblich seien das ob-
jektive Nettoprinzip,
das Realisationsprin-
zip, das Anschaffungs-
kostenprinzip, das Im-
paritätsprinzip sowie
das Nominalwertprin-
zip.

Dr. Koths äußerte sich in seinem
Beitrag zu zwei Bereichen: Zum ei-
nen formulierte er die grundlegen-
den Interessensschwerpunkte der
Industrie an eine moderne Unter-
nehmensbesteuerung, zum anderen
vertiefte er die Erwartungen im Be-
reich Gewinnermittlung und Rück-
stellungen. Als Hauptkriterium zur
Beurteilung der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer nannte Koths die Ef-
fektivbelastung, die auf ein internati-
onal wettbewerbsfähiges Niveau
gebracht werden müsse. Die Ef-
fektivbelastung ergebe sich nicht
nur aus dem Steuersatz, sondern
auch aus Bemessungsgrundlage,
Planungssicherheit und Compli-
ance-Costs. Das vorgestellte Mo-
dell gehe hier den richtigen Weg.
Die Rechtsform-, Standort- und
Finanzierungsneutralität werde
verbessert und gleichzeitig sach-
fremde Lenkungswirkungen ver-
mieden. Ohne auf eine Duale Ein-
kommensteuer ausweichen zu
müssen, erlaube das Modell die
zielgenaue Privilegierung des in-
vestiven Kapitals. 

Umriss die Sicht der Industrie: Dr. Daniel
Koths, RWE AG.

Im zweiten Teil äußerte sich Koths
sehr unterstützend zum vorange-
gangenen Beitrag. Es würden der-
zeit zielführende Vorschläge zur
Entwicklung eines modernen Ge-
winnermittlungsgesetzes erarbei-
tet, das eine internationale Anpas-
sung der Bemessungsgrundlage
ermögliche. Hier werde ein deut-
licher Beitrag zur Verbesserung der
deutschen Effektivbelastung ge-
leistet. 

Die Sicht der Industrie
Dr. Daniel Koths, RWE AG,
Mitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Wandte sich gegen „Insellösung“ für Deutschland:
Michael Wendt, Richter am Bundesfinanzhof.



Schilderte Anforderungen kleiner
und mittlerer Betriebe: Kommissions-
mitglied Prof. Dr. H.-Michael Korth.

Zuhörerin: Ulrike Stinglwagner, Allianz
AG.

Die Sicht des Mittelstands
Prof. Dr. H.-Michael Korth, Gensch, Korth & Coll. GmbH, 
Mitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“

Professor Korth ging in seinem
Beitrag besonders auf die Anfor-
derung kleinerer Betriebe und Frei-
berufler ein. Der Erfolg des ganzen
Modells sei maßgeblich davon ab-
hängig, ob es erreicht werde, diese
Wirtschaftssubjekte einzubinden.
Seine Hauptforderung sei daher,
insbesondere Freiberuflern weiter-
hin die Möglichkeit zu geben, auf
die Bilanzierung nach den Maßga-
ben der doppelten Buchführung
verzichten zu können. Die beste Lö-
sung sei es, die Möglichkeit zur
grundsätzlichen Verwendung einer
Einnahmen-Überschussrechnung
für alle Unternehmen ohne Umsatz-

oder Gewinngrenze offen zu halten.
Die zweitbeste Lösung sei es, eine
einheitliche Grenze einzuführen, bis
zu der die Einnahmen-Überschuss-
rechnung angewandt werden dürfe.
Diese solle sich nur nach dem Um-
satz und nicht etwa zusätzlich noch
nach dem Gewinn richten.

Mit einem weiteren Vorschlag
schloss Korth seinen Vortrag zur
Sicht des Mittelstandes ab: So solle
derjenige Betrieb, der sich für die
Anwendung der Einnahmen-Über-
schussrechnung entscheide, auto-
matisch nach dem System der Ein-
kommensteuer besteuert werden. 

Der Beitrag von Professor Rödder
war in die beiden Bereiche „Aspek-
te der Gruppenbesteuerung“ und
„Aspekte der Umstrukturierung“
gegliedert. Im Bereich Gruppenbe-
steuerung ging Rödder vor allem
auf die aufgrund der Unternehmen-
steuerkonzeption großzügig erfor-
derliche Ergebnisverrechnung und
Internationalisierung ein. Im Be-

reich Umstrukturierung nannte er
insbesondere den Regelungsbe-
darf aufgrund der Unternehmen-
steuerkonzeption und die interna-
tionalen Anforderungen an das
Umwandlungssteuerrecht.

Die Forderung nach einer moder-
nen Gruppenbesteuerungsrege-
lung fuße auf dem neuen weiten

Unternehmensteuerverständnis
wie auch auf der Kritik am gegen-
wärtigen Organschaftsrecht. So sei
die Notwendigkeit eines Gewinn-
abführungsvertrags nicht gegeben,
und es fehle eine Regelung zur
Mehrmütterorganschaft, was bei
der geplanten Unternehmensteu-
erkonzeption besonders wichtig
sei. Zudem sei die Organschaft
eine rein nationale Konzeption, die
Auslandsverluste nicht berück-
sichtige. Für die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Wirtschaft,
so Rödder, sei eine zeitgemäße
Gruppenbesteuerung von großer
Bedeutung. Die Anforderung eines
Ergebnisabführungsvertrags werde
im Modell der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer durch eine höhere

Aspekte der Gruppenbesteuerung 
und der Umstrukturierung
Prof. Dr. Thomas Rödder, Flick Gocke Schaumburg, 
Lenkungsgruppenmitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“
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Mindestbeteiligungsquote und die
Notwendigkeit eines Steuerumla-
gevertrages ersetzt. 

Großzügige Regelung der
Gruppenbesteuerung nötig

Ein „wirtschaftspolitisches Muss“
sei der Ersatz der Transparenz von
Personengesellschaften durch eine
großzügige Mehrmütterorgan-
schafts-Regelung, um insbesonde-
re Joint-Ventures zu ermöglichen.
Dabei sei eine Mindestbeteiligung
von 25 % erforderlich. 

Zur Internationalisierung der Grup-
penbesteuerung empfahl Rödder
ein verbessertes österreichisches
Modell. Auf Antrag könne eine
Verlustzurechnung aus Auslands-
töchtern mit Nachversteuerung er-
folgen. Ausländische Verluste, die
im Entstehungszeitpunkt zu einer
Verrechnung im Ausland führen,
können im Inland nicht berücksich-
tigt werden. Werde der Verlust erst
später im Ausland verrechnet, er-
folge erst die Verlustzurechnung
und dann die Nachversteuerung.

Sich dem Bereich Umstrukturierun-
gen zuwendend, stellte Rödder zu-
nächst die möglichen Fälle von
Umwandlungen vor, welche die
Wechsel von Einkommensteuer zu
Unternehmensteuer oder umge-
kehrt mit sich brächten. Insgesamt
sei der Anwendungsbereich dieser
Fälle jedoch geringer als beim bis-
herigen System.

Weniger 
steuerartenübergreifende
Umwandlungen als bisher

Innerhalb des Unternehmensteuer-
bereichs sei das bisher vorhandene
steuerliche Umwandlungsinstrumen-
tarium weiter zu verbessern. Insbe-
sondere sei eine Internationalisierung
des Umwandlungssteuerrechts er-
forderlich.

Im Eingang seines Vortrags betonte
Dr. Kröner, dass das Konzernsteuer-
recht ein „Querschnittsthema“ sei
und kein eigenes Rechtsgebiet dar-
stelle. Aus Konzernsicht gäbe es da-
her einen auffälligen Gleichlauf der
Interessen mit dem breiten Mittel-
stand. Alle wirtschaftlich Tätigen
hätten in Deutschland das gleiche

Problem von übermäßig komplexen
und veralteten Steuerstrukturen so-
wie von fehlender Rechts- und Pla-
nungssicherheit. So sei etwa die
Forderung nach einer modernen
Gruppenbesteuerung im Interesse
der gesamten deutschen Unterneh-
menslandschaft. Erforderlich sei in
diesem Fall eine Regelung zur Mehr-
mütterorganschaft, die auch auslän-

dische Unternehmensteile mit ein-
beziehe und Joint-Ventures ermögli-
che. 

EU-Tauglichkeit ganz vorn

Die EU-Tauglichkeit aller künftigen
Reformen müsse, so Kröner, an
erster Stelle stehen. Ansonsten
fehle die Kraft, über die europabe-
dingten Anpassungen hinaus weite-
re Steuerrechtsvereinfachungen zu
bewerkstelligen. Herausforderung
der Kommission „Steuergesetz-
buch“ sei außerdem ein einfaches
Steuerrecht für Dividendenbesteu-
erung, das kapitalmarktkompatibel
ist. Um den unbrauchbaren § 8a
KStG zu ersetzen, müsse eine ziel-
führende und breite Regelung zur
Unterkapitalisierung erarbeitet wer-
den. Kröner bezeichnete es als sei-
ne persönliche Meinung, dass im
internationalen Zusammenhang an
der Freistellungsmethode kein Weg
vorbei führe, wolle man Doppelbe-
steuerungen vermeiden. Die ge-
nannten Anforderungen seien in
das Modell der Allgemeinen Unter-
nehmensteuer gut integrierbar, es
gebe im Bereich Internationales
und Außensteuerrecht jedoch noch
Arbeitsbedarf. 

Informierten sich: Dr. Stephan Bredt
und Michael Ferber, beide FDP-Fraktion.

Anmerkungen aus Konzernsicht
Dr. Michael Kröner, Deutsche Bank AG und
Mitglied der Kommission „Steuergesetzbuch“



In einem kurzen Statement zeigte
sich Matthias Lefarth vom Zentral-
verband des deutschen Handwerks
überzeugt davon, dass die vorgese-
hene Unterscheidung zwischen Ein-
kommensteuer und Unternehmen-
steuer ein richtiger Schritt in Richtung
„Zielmarke Wettbewerbsfähigkeit“
sei. In seinem besonderen Interesse
stünde die Kleinunternehmerrege-
lung, die insgesamt überzeugend sei. 

Positiv zum Modell der Allgemeinen
Unternehmensteuer äußerte sich
auch Dr. Barbara Hendricks,
Staatssekretärin im BMF. Derzeit
gebe es zwei aktuelle Modelle: Eines
sei für eine einheitliche Unterneh-
mensteuer und eines für die Duale
Einkommensteuer. Sie
sehe jedoch derzeit kei-
ne politische Gruppe,
die sich hinter die Duale
Einkommensteuer stelle.
Klärungsbedarf sehe sie
noch bei der Ausgestal-
tung der Bürgersteuer
und bei der Wirkung auf
den Vorschlag einer ab-

geltenden Kapitalertragsteuer. Im
Wahlprogramm der SPD sei die
Rechtsformneutralität hervor-
gehoben. Daher könne man sich
auf der Basis des vorgestellten
Konzepts einer einheitlichen Un-
ternehmensteuer mit der CDU
zusammenfinden. 

Friedrich Merz MdB gab als
Antwort seiner Freude Ausdruck,
dass die Duale Einkommensteu-
er im politischen Bereich nicht weiter
verfolgt werde. Zur Abgeltungsteuer
sagte er, das Unionswahlprogramm
habe sich in diesem Punkt erledigt. 

Gernot Mittler MdL bemerkte zur
Abgeltungsteuer, dass wohl jeder
schon einmal dafür und einmal dage-
gen gewesen sei. Merz stimmte zu:

„Ich war auch schon
mal dafür, jetzt bin
ich dagegen.“ Mitt-
ler erwiderte: „Ich
bleibe jetzt dage-
gen.“ Denn es gebe
keine Rechtferti-
gung für eine der-
artig einseitige Privi-
legierung.

Als kritische Anmerkung äußerte
Johannes Nagel, Leiter der Abteilung
Steuern der Finanzbehörde Hamburg,
er habe Bedenken bei der Einbezie-
hung des Einzelunternehmers in die
Unternehmensteuer.

Zum Abschluss dankte Prof. Dr.
Joachim Lang allen Teilnehmern
und den Referenten, auch im Na-
men der  Stiftung Marktwirtschaft.

Sicht der Kleinunterneh-
men: Matthias Lefarth, ZDH.

In seiner einleitenden Bemerkung
wies Professor Wassermeyer auf die
veränderte Rechtslage durch eine
steuerpflichtig gewordene Perso-
nengesellschaft im Rahmen der All-
gemeinen Unternehmensteuer hin.
Mit der Einbeziehung der Personen-

gesellschaften in die
Unternehmensteuer
werden diese selbstän-
dige Steuersubjekte so-
wohl im deutschen in-
nerstaatlichen als auch
im abkommensrecht-

lichen Sinn. Abkommensrechtlich sei
es von Bedeutung, dass im Konzept
der Allgemeinen Unternehmensteuer
zwischen Einkünften aus Kapital bei
Ausschüttungen von Kapitalgesell-
schaften und unternehmerischen
Einkünften bei Personengesellschaf-

ten differenziert werde. Dadurch kön-
ne die Besteuerung von ausländi-
schen Gesellschaftern deutscher
Personengesellschaften abkom-
mensrechtlich beibehalten werden. 

Das Festhalten an der Hinzurech-
nungsbesteuerng stellte Wasser-
meyer in Frage: Doppelbesteuerung
drohe, wenn man diese auf auslän-
dische Gesellschafter ausdehne; im
Übrigen sei die Hinzurechnungsbe-
steuerung EU-rechtlich bereits
„stark angegriffen“.

Unterstützt Allgemeine Unternehmensteuer:
Dr. Barbara Hendricks, Staatssekretärin im BMF.
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Internationale Aspekte der
Allgemeinen Unternehmensteuer
Prof. Dr. Franz Wassermeyer, Vorsitzender Richter am Bundesfi-
nanzhof a.D. und Lenkungsgruppenmitglied der Kommission
„Steuergesetzbuch“
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